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Niederschrift

Gremium: Finanzausschuss 
Sitzungsnummer: FA 13/69 Sitzungsdatum: 09.09.2013
Sitzungsbeginn: 19:30 Uhr Sitzungsende: 20:50 Uhr
Sitzungsraum:  Sitzungssaal im Rathaus Tornesch, Wittstocker Str. 7

Anwesenheit:

 Anwesende Mitglieder

 Sitzungsleitung

Herr Joachim Reetz - CDU Tornesch Ausschussvorsitzender

 Gremienmitglieder

Herr Klaus Früchtenicht - SPD Tornesch Ausschussmitglied
Herr Manfred Fäcke - SPD Tornesch Ausschussmitglied
Herr Manfred Mörker - SPD Tornesch Ausschussmitglied
Frau Heide-Marie Plambeck - CDU Tornesch Ausschussmitglied
Herr Christopher Radon - CDU Tornesch Ausschussmitglied Vertretung für: 

Herrn Nürnberg, 
Reinhard

Herr Artur Rieck - SPD Tornesch Ausschussmitglied
Herr Peter Schley - SPD Tornesch Ausschussmitglied
Herr Frank Schöndienst - FDP Tornesch Ausschussmitglied (bgl.)

 Verwaltung

Herr Roland Krügel - Bgm. Tornesch Bürgermeister
Frau Marion Grün - Verwaltung Tornesch Amtsleiterin
Herr Torsten Kopper - Verwaltung Tornesch Amtsleiter
Frau Sabine Kählert - Verwaltung Tornesch Amtsleiterin
Herr Jörg-Andreas Rechter - Verwaltung 
Tornesch

Verwaltungsmitarbeiter

Frau Inga Ries - Verwaltung Tornesch Büroleiterin
Frau Joana Kunkel - Verwaltung Tornesch Protokollführerin

 Entschuldigte Mitglieder

 Gremienmitglieder

Herr Reinhard Nürnberg - CDU Tornesch Ausschussmitglied (bgl.) entschuldigt
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Tagesordnung:

TOP Betreff Vorlage

Öffentlicher Teil

1 Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit  
1.1 Verpflichtung der bürgerlichen Mitglieder des Finanzausschusses  
2 Einwohnerinnen- und Einwohnerfragestunde  
3 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 22.05.2013  
4 Anfragen von Ausschussmitgliedern  
5 Bericht der Verwaltung  

6 Beratung und Beschlussfassung über den 1. Nachtragshaushaltsplan 
2013 des Abwasserbetriebes Tornesch (ABT)  VO/13/666

7 Beratung und Beschlussfassung über den 1. Nachtragshaushalt 2013 
der Grundstücksgesellschaft Tornesch - GGT  VO/13/660

8
Beratung und Beschlussfassung über die 1. Nachtragshaushalts-
satzung und den 1. Nachtragshaushaltsplan der Stadt Tornesch für 
das Haushaltsjahr 2013 (Verwaltungs- und Vermögenshaushalt)  

VO/13/665

9 Antrag der CDU-Fraktion zu den Realsteuerhebesätzen für die 
Haushaltsjahre 2014 + 2015  VO/13/662

Öffentlicher Teil

TOP 1 Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

Der Ausschussvorsitzende RH Reetz begrüßt die Anwesenden zur Sitzung des heutigen 
Finanzausschusses und stellt die form- und fristgerechte Einladung sowie die 
Beschlussfähigkeit des Ausschusses fest. 
Änderungen zur vorliegenden Tagesordnung werden nicht erhoben.

TOP 1.1 Verpflichtung der bürgerlichen Mitglieder des Finanzausschusses

Beratungsverlauf: 
Der Vorsitzende verpflichtet das bürgerliche Mitglied des Finanzausschusses, Herrn Frank 
Schöndienst, per Handschlag auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten und führt 
ihn in sein Amt ein.

TOP 2 Einwohnerinnen- und Einwohnerfragestunde

Beratungsverlauf: 
Zu diesem Tagesordnungspunkt sind keine Einwohnerinnen und Einwohner anwesend. 
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TOP 3 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 22.05.2013

Beschluss: 
Die Niederschrift der Sitzung vom 22.05.2013 wird genehmigt. 

Abstimmungsergebnis:
6 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 3 Enthaltungen

Beratungsverlauf: 
Der Vorsitzende fragt, ob Einwände gegen die Niederschrift der Sitzung vom 22.05.2013 
bestehen. Hierzu werden keine Einwendungen vorgetragen. RH Reetz lässt über die 
Niederschrift abstimmen. 

TOP 4 Anfragen von Ausschussmitgliedern

Beratungsverlauf: 
Bgl. Mitglied Schöndienst fragt nach, ob zwischenzeitlich eine Aussage zur 
Vorzugssteuerabzugsberechtigung der neu gegründeten GGS vorliege. OAR Kopper teilt mit, 
dass vor kurzem eine Antwort des Finanzamtes eingegangen sei, in der dies bejaht wurde. 
Zudem sei die GGS kein Betrieb gewerblicher Art und daher nicht ertragssteuerpflichtig. 

TOP 5 Bericht der Verwaltung

Beratungsverlauf: 
VA Rechter erläutert den als Tischvorlage vorliegenden Bericht zur Umstellung auf die 
Doppik. Er betont, dass aufgrund des erheblich höheren Papieraufkommens für die 
Darstellung der doppischen Produkte zwischen wesentlichen und nicht wesentlichen 
Produkten unterschieden werde und nur die wesentlichen Produkte zukünftig in Papierform 
gereicht werden. 
RH Reetz erkundigt sich, ob die Möglichkeit bestehe, einen „Read-only“ Zugriff auf das 
Softwareprogramm zu erhalten. VA Rechter verneint dies, da solche Funktion nicht vom 
Programm vorgesehen sei. 

Weiter berichtet Bgm. Krügel, dass der erste Entwurf für die Reform des kommunalen 
Finanzausgleichs vorliege. Vorgesehen sei, dass den Kreisen und größeren Städten mehr 
Geld zukommen werde. Die Stadt Tornesch dagegen würde als eine der wenigen Städte in 
Schleswig-Holstein weniger Mittel erhalten (-312.000 €). 
RH Früchtenicht fragt nach, weshalb der Zensus in Tornesch eine geringere Einwohnerzahl 
ermittelt habe als angedacht. RH Reetz möchte in dem Zusammenhang wissen, ob die 
Statistikdaten der Meldeämter nicht als Information verwendet werden können. Bgm. Krügel 
antwortet, dass die Verwendung der Meldedaten aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht 
zulässig sei. Gegen das Ergebnis des Zensus wurde außerdem von vielen Kommunen in 
Schleswig-Holstein Einspruch eingelegt. In der kommenden Woche finde eine 
Informationsveranstaltung in Kiel zu diesem Thema statt, an der er persönlich teilnehmen 
werde. 



Seite: 4/7

TOP 6 Beratung und Beschlussfassung über den 1. Nachtragshaushaltsplan 
2013 des Abwasserbetriebes Tornesch (ABT)

Beschluss: 
Der vom Abwasserbetrieb Tornesch für das Wirtschaftsjahr 2013 vorgelegte erste  
Nachtragshaushaltsplan (1. Nachtragswirtschaftsplan) wird mit folgenden Beträgen 
festgestellt:

Die Erträge betragen 3.007.900,00 €

und die Aufwendungen betragen 2.809.200,00 €.

Ein Jahresgewinn wird in Höhe von 198.700,00 €
erwartet. 

Der Finanzplan schließt bei den Einzahlungen und bei den Auszahlungen mit jeweils 

4.257.500,00 €
ab. 

Der Gesamtbetrag der Kredite wird auf 905.200,00 €
festgesetzt.

Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird unverändert auf 

  700.000,00 €
festgesetzt.

Abstimmungsergebnis:
9 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen

Beratungsverlauf: 
OAR Kopper fasst zusammen, dass überwiegend Verschiebungen von Maßnahmen in das 
Jahr 2014, Grunderwerbsangelegenheiten sowie Bewirtschaftungskosten Bestandteil des 
Nachtragshaushaltes sind. 
Entsprechende Nachfragen der Ausschussmitglieder zum Nachtragshaushalt werden von der 
Verwaltung beantwortet. Anschließend kommt es zur Abstimmung. 

TOP 7 Beratung und Beschlussfassung über den 1. Nachtragshaushalt 2013 der 
Grundstücksgesellschaft Tornesch - GGT

Beschluss: 
Der von der GGT vorgelegte erste Nachtrag für das Haushaltsjahr 2013 wird mit folgenden 
Beträgen festgestellt:

Im Ergebnisplan Veränderung
die Erträge mit 1.174.600,- Euro +725.400,- 

Euro
die Aufwendungen mit 1.161.400,- Euro +734.000,- Euro
Jahresgewinn    13.200,- Euro    -8.600,- Euro

Im Finanzplan
die Einzahlungen mit 1.658.200,- Euro +675.400,- Euro
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die Auszahlungen mit 1.706.800,- Euro +724.000,- Euro
Änderung des Bestandes   -48.600,- Euro   -48.600,- Euro

Abstimmungsergebnis:
9 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen

Beratungsverlauf: 
OAR Kopper erläutert die Vorlage. 

Zur Obdachlosenunterkunft im Gärtnerweg 55 hat sich ergeben, dass diese vorerst nicht 
renoviert werde, da die Baugenossenschaft Adlershorst sich bereit erklärt hat, Wohnungen 
zur Unterbringung von Asylbewerbern an die Stadt in der Straße Am Grevenberg zu 
vermieten.  

Nachdem weitere Fragen der Ausschussmitglieder von der Verwaltung beantwortet wurden, 
lässt der Vorsitzende über den Nachtragshaushalt abstimmen. 

TOP 8 Beratung und Beschlussfassung über die 1. Nachtragshaushalts-satzung 
und den 1. Nachtragshaushaltsplan der Stadt Tornesch für das 
Haushaltsjahr 2013 (Verwaltungs- und Vermögenshaushalt)

Beschluss: 
Die Ratsversammlung beschließt, auf Empfehlung des Finanzausschusses, den von der 
Verwaltung vorgelegten Entwurf der 1. Nachtragshaushaltssatzung und des 1. 
Nachtragshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2013 anzunehmen.

Der Verwaltungshaushalt wird in Einnahme und Ausgabe
von 23.410.400 auf 24.231.600 € 
und der Vermögenshaushalt in Einnahme und Ausgabe 
nunmehr von 8.963.300 €  auf 9.025.300 € 
festgesetzt.

Es werden neu festgesetzt:
1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und

Investitionsförderungsmaßnahmen von 2.333.800 € auf 2.202.000 € 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen
von  0 € auf 500.000 €

3. der Höchstbetrag der Kassenkredite von 16.000.000 € auf 16.000.000 €
(unverändert)

4. die Gesamtzahl der im Stellenplan
ausgewiesenen Stellen von 98,47 Stellen auf 100,29 Stellen

Die Realsteuer-Hebesätze bleiben unverändert.
(wie bisher Grundsteuer A = 290%, Grundsteuer B = 290%, Gewerbesteuer = 380%)

Dem geänderten Stellenplan 2013 wird, aufgrund der Empfehlung des Hauptausschusses 
vom  21.8.2013,  in der vorgelegten Form zugestimmt.“
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Abstimmungsergebnis:
8 Ja-Stimmen 1 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen

Beratungsverlauf: 
VA Rechter erläutert kurz die Vorlage und ergänzt, dass sich die Anzahl der Personalstellen 
auf 100,29 Stellen erhöht habe. 
Die Ausschussmitglieder sind sich einig, im Folgenden den Verwaltungs- und 
Vermögenshaushalt seitenweise durchzuschauen und bei Bedarf Nachfragen zu stellen. 

Zur HHSt 215200 – Sprachintensivmaßnahme Fritz-Reuter-Schule
RH Fäcke fragt nach, weshalb die Personalkostenerstattung durch den Kreis nicht 
kostendeckend sei. Da dies in der Sitzung nicht abschließend geklärt werden kann, wird VA 
Kählert die Position prüfen und das Ergebnis zum Protokoll reichen (siehe unten). 

Erklärung: 
In dem Entwurf des 1. Nachtrags 2013 wurden für die SIM 21.800 € als Einnahmen von 
Gemeinden und Gemeindeverbänden angegeben. Dem stehen Personalkosten und 
sächlicher Verwaltungs- und Betriebsaufwand i.H.v. 32.100 € entgegen.
Dem Vorsichtsprinzip folgend wurden die Einnahmen zunächst geringer angesetzt. Insgesamt 
sind die ausgehandelten Tagessätze, die für die teilnehmenden Kinder einzeln von der 
Eingliederungshilfe des Kreise Pinneberg gezahlt werden, auskömmlich berechnet, d.h. die 
entstehenden Kosten werden durch die Einnahmen gedeckt.
Die Leistungsvereinbarung sieht weiter vor, dass die Maßnahme zum Ende des Schuljahres 
(31.07.2014) abgerechnet wird und zwischendurch Abschläge gezahlt werden, die aber nicht 
zwangsläufig der Höhe der tatsächlich entstandenen Kosten entsprechen müssen. Aus 
diesem Grund sind die Einnahmen hier geringer als die Ausgaben, zum Ende des 
Schuljahres werden diese Kosten jedoch ausgeglichen sein.

Weitere Rückfragen werden von der Verwaltung beantwortet. 

Bgl. Mitglied Schöndienst teilt mit, dass er die Finanzierung des Sportparks für problematisch 
halte. Daher werde die FDP den Nachtragshaushalt ablehnen. 
RH Fäcke erklärt, dass die SPD dem Nachtrag zustimmen werde. Dieser Auffassung schließt 
sich RH Reeetz im Namen der CDU-Fraktion an. 

TOP 9 Antrag der CDU-Fraktion zu den Realsteuerhebesätzen für die 
Haushaltsjahre 2014 + 2015

Beschluss: 
Die Realsteuerhebesätze werden in den Haushaltsberatungen für die Haushaltsjahre 2014 
und 2015 auf dem unveränderten Niveau von 2013 eingeplant, wenn der Bürgerentscheid zur 
Fusion gegen eine solche ausfällt.

Abstimmungsergebnis:
3 Ja-Stimmen 6 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen

Beratungsverlauf: 
RH Reetz erläutert den von der CDU gestellten Antrag. 
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RH Rieck kritisiert, dass die Hebesätze nicht aufgrund der anstehenden Fusion für die 
kommenden Jahre festgesetzt werden dürften. Vielmehr sollte eine Anpassung der 
Hebesätze aufgrund der finanziellen Situation der Stadt erfolgen und nicht bereits im Voraus. 
Derzeit sehe er keinen Bedarf, Planungen für eine Erhöhung anzustellen, dies müsse 
zunächst haushaltsbedingt erforderlich werden. Daher werde die SPD den Antrag ablehnen. 
RH Fäcke schließt sich dieser Auffassung an und betont, dass es unverantwortlich sei, 
dadurch auf die Zukunft vorzugreifen. 
RH Reetz erwidert, dass er nicht leugne, dass der Antrag auch fusionsbedingte Gründe habe, 
jedoch seien Beratungen über die Hebesätze bereits zum jetzigen Zeitpunkt erforderlich, 
damit zunächst die Verwaltung und anschließend die Fachausschüsse mit unveränderten 
Hebesätzen in die Haushaltsplanung und -beratung für das Jahr 2014 gehen können. 
Bgl. Mitglied Schöndienst erklärt, dass die Intention des Antrages verständlich sei, aber da es 
sich bei der Fusion nicht um kommunalen Wahlkampf handeln sollte, sei dieser Antrag das 
falsche Instrument. 

Tornesch, den 16.12.2013

_gez. Joachim Reetz____ ___gez. Joana Kunkel_____
Vorsitzende(r) Protokollführer(in)
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